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Pressemitteilung vom 28.01.2011
Gemeindetag fordert gemeinsame Anstrengungen von Land, Kommunen und Wirtschaft gegen den Einwohnerschwund in ländlichen Regionen  
Ländlicher Raum braucht frischen Wind in der Strukturpolitik
Stuttgart. Der ländliche Raum verliert seine Bewohner. Obwohl sich die Gesamteinwohnerzahl Baden-Württembergs von 1996 bis 2009 erhöht hat, sieht diese Entwicklung in bestimmten Regionen des Landes ganz anders aus: Der Gemeindetag Baden-Württemberg hat in einer detaillierten Analyse der Einwohnerzahlen festgestellt, dass 257 der 1.101 Städte und Gemeinden Baden-Württembergs einen Rückgang von über 58.000 Einwohnern hinnehmen mussten. 
Es handelt sich dabei aber nicht um einzelne, über das Land verstreute Kommunen. Betroffen sind vielmehr gesamte Regionen, vor allem die Hochlagen des Schwarzwalds und der Schwäbischen Alb sowie Regionen im Neckar-Odenwald-Kreis und im Main-Tauber-Kreis. 

Laden schließt, Arzt schließt, Dorf schließt? 

„Die Städte und Gemeinden im ländlichen Raum, die einen starken Einwohnerschwund verkraften müssen, kommen nicht allein aus der Negativspirale heraus, die diese Entwicklung auslöst“, erklärte Präsident Roger Kehle bei der heutigen Pressekonferenz des Gemeindetags in Stuttgart. Um dem Einwohnerrückgang entgegenzuwirken benötigten diese Städte und Gemeinden nämlich mehr Geld. 
Weil sie aber immer weniger Einwohner haben, erhalten sie immer weniger finanzielle Mittel aus dem kommunalen Finanzausgleich (FAG). Ihre Ausgaben hingegen steigen, denn auch für weniger Bürger müssen alle notwendigen kommunalen Dienstleistungen aufrecht erhalten werden. Ein Teufelskreis.
Die schwindenden Einwohnerzahlen wirken sich auf das gesamte örtliche Leben aus: Immobilienpreise sinken und Wohnungen werden zum Spottpreis vermietet, damit sie nicht leer stehen. Läden schließen, Ärzte finden keine Nachfolger. Die Ortskerne verwaisen und das soziale Leben schläft langsam ein. 
Schlüsselinstrument für erfolgreiche Strukturpolitik: EnBW
Aus Sicht des Gemeindetags müssten jetzt klare strukturpolitische Entscheidungen getroffen werden, um den Abwärtstrend zu stoppen. Ein besonders wirksames Instrument hierfür hält die Landesregierung bereits in ihren Händen: Die Mehrheit der EnBW-Aktien. 
„Das Land muss darauf hinwirken, dass die EnBW neue Geschäftsfelder erschließt,  beispielsweise in den Bereichen Breitbandversorgung und Elektromobilität“, so der Vorschlag von Roger Kehle. Die EnBW solle dort, wo es bisher nicht gelungen ist, über den freien  Markt schnelles Internet zur Verfügung zu stellen, für die notwendige Breitbandverkabelung sorgen. 
Der Gewinn für das Land liegt für den Gemeindetag auf der Hand: „Die gleichwertigen Lebens- und Arbeitsbedingungen in unserem Land können nur gesichert werden, wenn keine Region wirtschaftlich abgehängt wird, weil ihr die notwendige Infrastruktur fehlt“, betont Kehle. 
Auch die Elektromobilität, die bereits zu den Geschäftsfeldern der EnBW zählt, könnte einer nachhaltigen Strukturpolitik dienen: Der Energieversorger sollte aus Sicht des Gemeindetags ein flächendeckendes Netz an Ladestationen für Elektrofahrzeuge anbieten und diese mit regenerativer Energie speisen. Für Städte und Gemeinden wäre das ein Infrastrukturvorteil, der sowohl ihren Bürgerinnen und Bürgern zu Gute kommt, als auch den ökologischen Tourismus fördert.

Flächenkomponente im FAG als Unterstützung für den ländlichen Raum 
Viele Gemeinden im ländlichen Raum müssen eine funktionierende Infrastruktur über eine große Fläche verteilt anbieten. Um diesen Kommunen zu helfen, schlägt der Gemeindetag vor, eine flächenbezogene Bedarfsmesszahl im FAG einzuführen. Bisher bestimmt lediglich die Einwohnerzahl einer Kommune die Höhe ihrer Zuweisungen aus dem FAG. 
Wirtschaft und Bürger mit ins Boot
Neben dem Land sieht der Gemeindetag aber auch die Wirtschaft in der Pflicht: Bausparkassen könnten beispielsweise die Kommunen mit Förderprogrammen für Ortskerne oder im Bereich Wohnungsbau unterstützen. 
Und auch die Bürger müssten erkennen, dass sie gefordert sind, wenn sie auf einen lebenswerten Wohnort Wert legen. 
„Warum denn nicht eine Bürgerstiftung gründen oder einen Genossenschaftsladen eröffnen? Gemeinsame Projekte fördern den Zusammenhalt unter den Bürgerinnen und Bürgern und stärken die Identifikation mit ihrer Gemeinde“, so Roger Kehle. 

Auch Städte und Gemeinden müssen ihren Beitrag leisten 
Aufgaben nur auf andere verteilen, möchte der Gemeindetag aber nicht. Auch die Verantwortlichen in den Städten und Gemeinden müssten die Initiative ergreifen und dem Einwohnerschwund entgegentreten. Vielerorts geschehe das bereits, denn auch den kommunalen Entscheidungsträgern sei durchaus bewusst, dass es fünf vor zwölf sei. So arbeiten sie interkommunal zusammen, um Kosten zu sparen und Projekte für ihre Bürger gemeinsam zu verwirklichen, die sie allein nicht bewältigen könnten. Durch Angebote in den Bereichen Bildung und Betreuung versuchen die Kommunen, ihren Bürgern das Vereinbaren von Beruf und Familie zu erleichtern. 
Ohne Unternehmen, die Arbeitsplätze anbieten, könne jedoch keine noch so innovative Gemeinde ihre Einwohner auf Dauer halten. „Nur gemeinsame Anstrengungen von Land, Kommunen, Bürgern und der Wirtschaft werden dafür sorgen, dass unser gesamtes Land weiterhin attraktiv bleibt“, sagt Roger Kehle, „sowohl als Standort für Unternehmen als auch als Wohnort für die Bürgerinnen und Bürger.“ 
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